
Bundessozialgericht

EBV 406/75 __ _
lm Namen des VO“(€S

Urteil

in dern Rechtsstreh

Zugcstellt um
16° Septembcr 4974

Kläger und Hevisionäkläger,
Amtsins;cktor
als Urk.Eecmter Prozeßbevollmächtigto:
d„Gcsch.Stellc ’“

gegen

Land Rheinland— —Pfalz‚
vert1etcn durch das Landesversorgungsamt
Rhoinla■d— PfalZ,
Koblenz, Rizzastraße 34,

Beklagter und Revisionsbeklegter,

be»be]aden Bundesrepublik Deutschland, vertreten
durch den Bündesminister für arbeit
und Sozialordnung,
Bonn, Postfach.

Der 9, Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27. August 497& durch

die Richter Dr„ B a r e s e l
, Dr° R e n n e r

und r. W u l f h o r s t sowie die ehren—

amtlichen Richter B r o s t und

S 2 a b l e w 5 k i £ür Recht erkanntf

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landeesozialgerichts Rheinland—Pfalz vom

«„ Juni 4Q75 wird ale unbegründet zur‘uwckgexie een„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Der 4955 in Hoensbreek (Niederlahäe) geborene Kläger"

lebt Seit 4962 in der Bundesrepublik Deutschland und

besitzt die niederlärdieche Staatsangehörigkeit; Er
beantragte 4966 VereorgUng wegen des Verlustes des

li nken Unter: chenkels mit der Angabe: Die Veletzung

R
‘)"

abe er sich am 22. Mai 4945 bei der Explosion einer

Granate zugezogen, mit der sein gleichaltriger Freund

Gerard hcéd gespielt habe, als sie.allein in seinem,

Elternhaus gewesen'eeien; Gerard Need sei durch die_'
“Explosion getötet werden. Das Sozialamt der Gemeinde
Hcensbroek urd das nicderlärdiéché Ministerium für

‚Sccziele Fürsorge bestätigten schriftlich, daß der

Kl;5er wegen des Unterschenkelverlust „ nach _niedér«

l;.diechcm Recht Lei15tun5en als Krie5sopfer erhalten

habe. Diese Leistun5en werden nach Auskünften des

‚deutschen Konsulate in Maastricht w;hrerd eines

lucleideeufentbaltes nicht gewährt. Das Versorgurgs—

amt lehnte den Antrag ab„ weil der Kläger als im—
Buräesgebiet lebender Auelärdcr5 der nicht durch;

einen militärischen oder militärähnlichcn Dienst
oder in eirem zur Zeit der Schädigung von der If

‘deutechen Wehrmacht besetzten Gebiet _durch eine
“urnittelbare Kriegseinuirkung geschädigt werden 5

“sei, nicht naeh 3 7 Abs. 4 Nr. 5 Bundesvereorgungs—K

„e etz \EVG) versor5ungsberechtigt sei (Bescheid « :

\em 8. Juni 4966). Der Widerspruch blieb erfolglos

Bescheid vom 54. Juli 4967). Der Kläger nahm die

da5c en
5eribhteto_Klege

am 50 _Mai 4969 zurück.
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..];-

Nachdem er in Ciii€scm Gerichtsverfahren
sein Begehren

'8Uf @8 BVG€eStützt urd nachdemdas Sozialministerium
des Landes Bheinlend—Pfalz eine Vorlage an das Bundes—
ministerium für Aibeit und Sozialordnung (BMA) abge—
lehnt hatte, versagte das Versorgungsemt dem Kläger
3UCh eire VeTSOTEUrg als Kannleistung nach@ 8 BVG,

Weil die Versorgurgstatbe tände für Auslärder 1n_
8 / BVG aÖSCÜIiCÜe5d geregelt seien {Bescheid vom

5- API'11 1969) Der Mider--pruch v:urde zurückgewiesen
Bescheid vom 25 Februar 1970). Das Sozialgericht (SG)

Koblenz Wie$ die Klage ab (Urteil Vom 25. Juni 1970).
DGSLafdessOZialßericht (LSG), das die Butdesicpublik ‘
E€Ut5Chlatd zum Verfahren beilud, zog von der Gemeinde
HCCESbIOCK‘Ö88nach dem Unfall aufgenommene polizei—
liche Vernehmungsprotokoll bei und hörte den Kläger,

der U- a. élklälte, sie hätten das Geschoß gefunden,.
Eachdcmsie biiticchcn Soldzten, die bei ihnen eini
9U8Iti€rt gewesen seien, nachgegangen seien. Das LSG
hat die BCIUfUT%Zurückgewiesen (Urteil vom 1. Juni 1873 —Bréithgupt 4975, 830): Die vom Gericht uneingeschränkt

—zu prafer de Tatbestandsvoraussetzung für eire Er-

.
messensentccheidur€ nach 5 8 BVG sei nicht gegeben.ü
ES 591 ZWar bedenklich, «mit der Verwaltung urd mit

'demSGeinen "anderen"als einen der in. 57 BVGbe—;
zeichneten Fälle £ür Ausländer,.die in ihrem_nicht

mehr VODder @€UtcchenWehrmachtbesetzten Heimat—fl-
' gebiet geschädigt worden seien, allein deshalb aus?

ZUSChlie■en, W€il dieser Fall nicht in 5.7 BVGgere?
‚Belt Séi— J€dc”falls _liege aber kein "besorders b€-"

‘ grdrdeter Fall" im Sinre des 5 8 BVGvor; denn die
:tatbestardsmaßiee■ Voraussetzungen für einen Versor— ?

euresa“:pruch rach @1 Abs. 2 Buchest, 3 i. V. m. 3 5
Abé.1 Buchtt; e BVGseienoffet«ichtlich nicht ‘
3953393» NECbÖBD.D3Istellurö ea des‚Kjägcrs urd des

_'4 -
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R 7 M‘ & bei der polizeilichen Vernehmung im Jahre

4945 sowie des Klägers vor dem LSG sei zweifelhaft, ob

das explodierte Geschoß, das den Kläger verletzte, aus

den Kampfhandlungen des Zweiten Weltkrieges gestammt

habe; es hätte auch von den zu jener Zeit in und um

Hoensbrock stationiertcn britischen Soldaten nach dem

Waffenstillstand in die Niederlande gebracht und ver—
sehentlich zurückgelassen werden sein können. Nach

einem Vermerk auf dem polizeilichen Ermittlungsbericht

sei die Herkunft des Geschosses nicht geklärt werden.

Eine Prüfung mittels eines herausoperierten Splitters,

die der Kläger vor demLSGbeantragt hatte, sei nicht
erforderlich. Denn nicht ein kriegseigentümlicher

Gefahrenbereich, der durch das Herumliegen des Ge-

schesses hätte begründet werden sein können, hätte

als wesentliche Bedingung die Beinverletzung des

Klägers verursacht, sondern überwiegend das Verhalten

eines “O.D.ers", nach der Auskunft der Gemeindever-

nalturg Hcensbroek eines Angehörigen des "Orde Dienst"

{= Ordnungsdienstes), einer Organisation der ersten
Nachkriegszeit (direct—naoorlogse organisatie), zu
der durchweg Hitgliéder der Widerstandsbewegung der

Kriegsieit gehört hätten. Dieser “O.D.er" hätte das

Geschoß auf ausdrückliches Befragen nicht als unge—
fährlich bezeichnen dürfen und wäre verpflichtet

gewesen, den Jungen zu verbieten, es mitzunehmen.

Anhaltspunkte dafür, daß der "O.D.er", der als

Viderstandskämpfer mit Waffen und Munition umgegangen

sein dürfte, die Gefährlichkeit der Granate nicht

hätte erkennen können, seien_nicht gegeben. Die

Verengung von Versorgungsleistungen stelle bei

diesem Sachverhalt auch keine "besondere Härte” imv

Sinne des 5 89 Abs. 4 BVG dar.
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"'_' 5_‘:

Der Kläger rügt mit der zugelasséhen Revision sinngemäß

eine Verletzurg der €@ 8 urd 1 Abs. 2 Buchst. a i.V.m.

's 5 Abs. 4 Buchst. e urd des%89Abs. 4 BVG.Wiedas
'SG zutrefferd atgerommen habe, komme eine Veréofgurg

nach 5 8 BVGgerade in Betracht, wennein Au31ärder in
einem‚nieht mehr deutsch‘besetzten Gebiet geschädigt

' werden eei. Das Berufurgsgericht habe aber zu Unrecht
die Veraussetzurgen für eine Versorgurg nach 55 Ab-. }4

'Buchst. e B\G _verreint. Daß die explodierte Granate
.'aus Bestärdeh der deutsChen Wehrmacht géstammt hate, '

bei fach den Umstär.den nicht zweifelhaft‚ jedenfalls .—'
aber mit der erforderlichen Wahrecheinliehkeit anzu—U '

'rehmen. Nach allgtmeirer Erfahrung gingen Rückzugstrup—‘
„pen eher als die verfolgende Truppe leichteinnig'urd
‘ur.beäaeht mit scharfer Munition um urd hinterließen “

'ei1enkurdig nicht selten Hunitio■ zu
ihrer

Erleich—

uterurg. Der von dieser Hunition ausgehende kriege—”.

jeigertümliche Gefahrenberéieh habe fortbestanden,

. obwohl die rech nicht eirsichtsiähigen und nicht'
'eigexverartx:ortlich ha tdelrden Kinder das Gesehoß in

\
«die Mohrurg des Klägers gebracht urd dort in Urkerr tnis

der Gefahr lichkeit damit gé:piélt hätten. Das Verhalten

fdes"0 D.ers" sei keine we°ertliché Bedirgurg der Explc—

.
sion gewesen. Mit Sicherheit hätten die zehnjährigen '

' Kirder auch bei einer anderen Auskunft.'oder gar ent—»'

gegen
eirem ausdrücklichen Vérbot die HuhitiOn mitge—

‚nommen; sie hätten tjpiseherweise die Charcen‚‘der
_ „‘ihnen bekämhten Gefahr zu\entgehen, überschätzt. Dee

;
werde_durch die VemeSG nicht géwürdigte Aussage des “

‘Klägers va 28. Mai 4945 gegenüber der Polizei be—
'stätigt‚ daß er die Granate versteckt habe, weil er
sie nach dem Willen seiner Eltern nicht hätte besitzen‘

dürfen und weil er Angst vor Schlägen gehabt habe. Aber
«
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_ 6 _

selbst bei anderer Auffassung sei die Explosion zu ih—

rem Zeitpunkt ausschließlich durch die dem Geschoß

innewohnende Gefährlichkeit und durch das Hantieren

des Freundes verursacht werden. Bei Nichtanwendbar—

keit der S$V7 und 8 BVG sei im übrigen die Versagung

von Versorgungsleistungen aufgrund der 55 4 und 5 BVG

eine "besondere Härte"-im Sinne des 9 89 BVG.

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Urteile des

LSG und des EG sowie der Bescheide den Beklagten

zu verurteilen, dem Kläger über den Versorgungs—

anspruch einen neuen Bescheid entsprechend der

Rechtsauffassung des Gerichtes zu erteilen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.

Er hält seine im Verwaltungsverfahren vertretene

Ecchtsansieht aufrecht.

Der Vertreter des Beigeladenen bezieht sich darauf.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung

ohne mündliChe Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision des Klägers ist zulässig (G5 464, 166,
162 Abs. 4 Nr. 4 Sozialgerichtsgesetz —SGG—)‚aber
sachlich’nieht begründet.‘■as LSG hat die Berufung
des Klägers gegen das klageabweisende Urteil mit

Recht zurückgewiesen.
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l„k7'„

■ach rechtsverbindlicher'EntscheidUn$ (55 77, 402 EGG)

gehört der Kläger nicht zu demnach5 7 Abs. 4 Nr. 5 BVG
versorgungsbbrechtigten Personenkreis der Ausländer, die

\eine Schädigung durch einen militärischen oder militär—_

ähnlichen Dienst für das Deutsche Reich oder durch eine
unmittelbare Kriegseinwirkung in Deutschland oder in

‘ einem zur Zeit der Schädigung von der deuttChen Wehr—

macht besetzten Gebiet erlitten haben müssen. Zut1eifend

hat das LSG die gesetzliche Voraus setzung für eine

' Ermessen:enteeheidung der Verwaltung nach 5 8 Satz 4 BVG

(in der hier maßgebenden Fassung der Bekanntmachung vom

20. Januar 4967 — BGBl I S. 444, beriéhtigt S. 480 —

‚
aufgrund des Zweiten Neuordnungsgééetzeg), die in diesem

„Verfahren umstritten ist, voll überprüft (vgl.
zu der

V—entepreehenden Vorschrift des 5 6 BVG. BSG SezR Nr. 4
’zu @ 6 BVG). Selbst wenn es sich um eine reine Ermessens—

entscheidung handelte, die bloß in den Grenzen des 5 54
"Abs. 2 Satz 2 SCGzu kontrollieren Wäre(so anscheinend

BSG SozR Nr. 4 zu % 8BVG) urd wenn de_r Begriff der
“anderen als ... in 57 bezeichneten, besonders begrün—

V_deten“ Fälle nur ”Inhalt und Grenzen der pilichtge— ..
‘mäßen„Ermeésenseueübung“ bbétimmte_(vgl. zu 5 602 EVO:

_
BSG 34, 269, 274, 272— 5023 Nr. 4_ zu @ 602 BVD; vg1„

daZu aber BSG 56, 445: SozR Nr. 9 zu S 89 BVG), wären
“.jene rechtlichen Maßstäbe im Rahmen einer Ermes sens—

kontrolle nach 5 54 Abs. 2 Satz 2 SGGgerichtlich zu
__überprüfen. Ob-die Verwaltung den Kläger aufgrund des)

% 8 Satz 4 BVGdem nach diesem Gesetz versergungsbe— 7>
_rechtigten Personenkreis zuordnen und ob sie dies“ ;

_ u. U. nicht ablehnen darf, iSt allerdings entgegen'
lder An sicht des LSG nicht ven zwei selbständigen

gleichgeordneten Vorau$setzungen abhängig,_sondern
‚ven einer einheitlichen, deren Zweites Glied das

_erste und allgemeinere näher bestimmt. "Andere als ...
‚{dié) in € 7 BVG bezeichneten" Fälle lieg n stets
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dann vor,
wenn

— wie hier — ein Tatbestand des @ 7 BVG

nicht gegeben ist. Wie solche Fälle genauer abzugrenzen

sind, bestimmt sich dadurch, daß sie "besonders begründet"

sein müssen. Dies kann, wie der Beklagte und der BMA mit

Recht annehmen, nur durch eine Beziehung zum BVG, insbe—

‘scndere zu seinen Vorschriften über den anspruchsberech—

tigten Personenkreis ($ 7), inhaltlich bestimmt und
begrenzt werden. Unzutreffend ist jedoch die enge Auf—

fassung der Verwaltung, die Kannleistung nach 5 8 Satz 4

BVG sei im Fall eines Ausländers, der nicht dem 5 7
Abs. 4 Nr° 5 BVG Zuzuordnen ist, schlechthin ausge—
schlossen. Dagegen sprechen sowohl die in einem Einzel—

fall vom BMA am 9. September 4955 getroffene Entschei—
dung zugunsten der Witwe eines Staatenlosen, der in—‘

folge eines deutschen U—Boot—Angriffes ums Leben ge—
kommen ist (Schönleiter, Handbuch der Bundesversorgung,

2. Aufl. 4974,-zu @8, Nr° 4), als auch die allgemeine
Regelung in Art. 2 Abs° 4 des Vertrages zwischen der

Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum

Luxemburg vom 44, Juli 4959 (BGBl II‘4960, 2079;
Zuetimmungsgeeetz vom-8° August 4960, aaO, 2077);

nach dieser wird auf die nicht im Bundesgebiet wohnen—

den, nicht nach 9 ? Abs° 4 Nr. 5 BVG versorgungsbe—
rechtigten Luxemburger, die — anders als der Kläger —
im übrigen den Tatbestand des 5 7 Abs„ 4 Nr„ 5 BVG,
erfüllen, 9 8 BVG angewendet (vgl° BSG SozR Nr° 4

zu Art. 2 des Vertrages mit Luxemburg vom 44. Juli
4959)„ 5,7 Abs° 4 Nr° 5 BVG legt allein den Kreis

der Ausländer, die einen Rechtsanspruch auf Versorgung

erwerben können, erschöpfend fest° Damit wird aber

gerade für Ausländer, die die Voraussetzungen dieser

Vorschrift nicht eriüllen, die Möglichkeit einer '
Ermesseneentscheidüng nach 5 8 Satz 4 BVG offenge—

lassen" Wenn der Tatbestand des 5 7 Abs, 4 Nr° 5 BVG

_ 9 -
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nicht auf jegliche Schädigungen im Sinne der @@4 bis 5
BVGin den zur Zeit der Schädigung nicht mehr von der
deutschen Wehrmacht besetzten Gebieten ausgedehnt werden g;f

ist, spricht dies allein nicht dafür, daß eine Entschä—

digung in beg1enztcn Fällen der vorliegenden Art nach

5 8 BVG völlig ausgeschlossen sein soll. In den Fällen .

wie dem des. Klägers kann das Deutsche Reich und infolgeé'

dessen die Bundesrepublik Deutschland wegen tätsäch— '

licher Verhältnisse mindestens ebenso für den Schaden

1erantyortlich.sein wie für 'viele andere Kriegseinwir—

kungen in ehemals deutsch besetzten Gebieten; Wenn Ver--“"l_

sorgungstatbestände (55 4 - 5 BVG) bestimmte Fallgruppéni ‘
durch einschränkende Voraussetzungen regeln‚ mögen sie

damit zugleich festlegen, daß sonst gleiche Fälle, die

lediglich solche einzelnen gesetzlichen Bes chränkungen\i

xon Versorgungstatbeständeb nicht erfüllen, nicht uber-
S 6 BVG in die Versorgung einbezogen werden dürfen

(BSG SozR Nr._4 zu 5 6 .BVG; LSG Rheinlahd——Pfelz,
Breithaupt 4965, 955)‚ Im Gegensatz dazu bietet das

Gesetz Reihen Anhalt däfür, daß eine Ermessensent+

scheidung nach 5 8 Satz 4 BVG zugunsten von Anslän—
dernJ—die

- im Unterschied zum Personenkreis_des

deutschelu3cnburgischen Vertrages —im Bundesgebiet
ansässig sitd; aber einen Tatbestand des 527 Abs, 4-
Nr„ 5-BVG_n1bht erfüllen, schlechthin verboten sindo‚„'

Dies neg aus politischen Gründen wohl grundsätzlich

gelten„ JedoCh muß in einzelnen Ausnahmefällen ein
-im Bundesgebiet lebender Ausländer in jener Lege

in den Ki eis der versorgung_sberechtigten Perser en

eibbezbgcn we1den können, wenn eine unmittelbare‘

Kriegseinwirkung, durch die er geschädigt wurde.'
außerhalb eines in 5 ? Abs° 4 Nr‚ 5 BVG geregelten
Tatbes tendes im zeitlichen oder räumlichen ZUSammen—' '
hang mit der Kriegsführung durch das.Deutsche Reich

stend.ngnn kann eine-Verantwortlichkeit der Bundes—

'— 40 —
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_ 40 _

republik DeutSChland als Rechtsnachfolgerin des Deut—

schen Reiches für die Auswirkungen dieses Kriegsge-

schehens, insbesondere als Tatbestand des 5 5 Abs. 4
‚Buchst,

e BVG, die tragende Begründung für die gesamte

Kriegsopferversorgung nach dem BVG, und damit ein

"besonders begründeter“ Fall im Sinne des 5 8 Satz 4
BVG gegeben sein. Wenn diese grundlegende Rechtfer—

tigung des Versorgungsrechts nach dem BVG gelégent—

lich in der Rechtsprechung allein zur Begrenzung der

Tatbestände des 5 7 BVG herangezogen werden ist (BSG,

BVB1 4968, 27, 28; BSG 46, 67, 74 = SozR Nr. 5 zu
5 7 BVG; BSG 50, 445, 447 : SOZR Nr. 8 zu 5 7 BVG),

so ist damit jeweils bloß der Umfang von Versorgungs—

rechtsansprüchen für Ausländer auf Schädigungsfälle

aus dem Verantwortungsbereich der deutschen Wehrmacht

und Staatsführung beschränkt worden; das Bundessozial—

gericht hatte aber in diesen Fällen keinen Anlaß, sich

mit den Grenzan der Ermächtigung in 5 8 Satz 4 BVG

zu befassen. Diese Vorschrift soll gerade in begrenä—

tem Umfang einen Ausgleich von Schäden ermöglichen,
die ebenfalls in diesen Verantwortungsbereich fallen,

nur vom Gesetzgeber nicht ausdrücklich in 5 7 BVG
einbezogen werden sind.

Versorgungsleistungen können nach alledem in Fällen

wie dem des Klägers aufgrund des 5 8 Satz 4 BVG ent—
sprechend den in 5 7 Abs. 4 Nr. 5 und Abs. 2 BVG
festgelegten Rechtsgedanken so lange gewährt werden,

als der Ausländer im Bundesgebiet lebt und "aus

derselben Ursache” keinen Versorgungsanspruch gegen
einen anderen Staat, insbesondere sein Heimatland,

hat. Außerdemmüßte für ihn ebenso wie für die Aus—
länder, die zu dem nach 5 7 Abs. 4 Nr„ 5 BVG versor—
gungsberechtigten Personenkreis gehören (vgl. BSG 30,

445, 446 f), ein Versorgungstatbestand im Sinne der

_ qq _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


«mm-

59 4 bis 5 BVG gegeben sein. Davon ist das LSG bei der
Prüfung der rechtlichen Voraussetzungen für eine Ermes—
sensentscheidung nach 5 8 Satz‚4 BVG zutreffend aus—

gegangen. Es hat auch mit Recht diese Leistungsvoraus—

setzung verneint.

Als Versorgungstatbestand kommt hier eine Schädigung

durch nachträgliche Auswirkungen kriegerischer Vor—
gänge, die einen kriegseigentümlichen Gefahrenbereich

hinterlassen haben, in Betracht; sie gilt nach 5 5
Abs. 4 Buchst. e BVG als unmittelbare Kriegseinwirkung

im Sinne des 5 4 Abs. 2 Buchst. a BVG, wenn Sie im

Zusammenhang mit einem der beiden Weltkriege stand.

Unfälle, die durch das Explodieren von Geschossen‘

verursacht wurden, können diesen Tatbestand auch
dann erfüllen, wenn solche Kampfmittel an einem frei

zugänglichen Ort aufgefunden und von dort fortgebracht

wurden und wenn ihre krieéseigentümliche Gefährlichkeit,

die bis zuletzt fortbestanden haben muß, erst dann wirk—

sam geworden ist (BSG 4, 72, 75; 8, 275, 276; BVBl 4964,
444). Da ein solcher Tatbestand einen Zusammenhang mit

kriegerischen Vorgängen eines der beiden Weltkriege

Voraussetzt‚ allerdings in Erweiterung des 5 5 Abs. 4
Buchst. a BVG, der die unmittelbaren Folgen von Kampf—

handlungen, insbesondere die Einwirkung von Kampf—

mitteln, betrifft, keinen engen_zeitlichen Zusammen—

hang {BEG 8, 275, 276), müßte das Geschoß‚ das den
Kläger verletzt hat, durch die Kriegsführung der

deutschen Wehrmacht und ihrer Gegner an den Fundort

gelangt sein (BSG 4, 495; 496 ff). Das LSG hat dazu

keine Feststellungen getroffen, die nach % 463 SGG
für das Revi9ionsgericht verbindlich wären; eine

Saehcufklärung, die 4945 unterblieben ist, erscheint

heute so gut wie aussiehtslos. Das einzige Beweismittel,
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der vom Kläger aufbewahrte Splitter, könnte allenfalls

einen Hinweis darauf geben, in welchem Land das Geschoß

hergestellt werden war° Aber für den Tatbestand des

3 5 Abs„ 1 Buchst° e BVGist nicht die ursprüngliche
Herkunft des Geschosses — hier aus deutscher oder alli—

ierter Produktion -, sondern die Verwendung in Kampf—

handlungen der deutschen Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg

erheblich (BSG 6, 488, 490).

Das LSG hat auch aus rechtlichen Gründen nichts Näheres

über eine Beziehung zu "kriegerischen Vorgängen" im

Sinne des 5 5 Abs° 4 BVG aufzuklären brauchen. Selbst

wenn solch eine tatbestandsmäßige Herkunft des explo—

dierten Ceschosses festgestellt werden könnte, wofür

die von der Revision angestellten Wahrscheinlichkeits-

erwägungen nicht_eusreichten‚ hätte der ursprünglich
durch das Geschoß geschaffene kriegseigentümliche

Gefehrenbereieh die Verletzung des Klägers nicht im

versorgungsrcchtlichen Sinn verursacht. Da ein

Versorgungsanspruch nach 5 4 Abs. 4 i.V.m. Abs‚ 2
Buchst° a und 5 5 Abs. 4 Buchst° e BVG eine Schädigung
"durch“ einen als unmittelbare Kriegseinwirkung gelten—

den Vorgang voraussetzt und Gleiches für eine KannVer—

sorgung aufgrund des @8 Satz 4 BVG gilt, muß die
nachträgliche Auswirkung kriegerischer Ereignisse

als wesentliche Bedingung im allgemeinen versorgungs—
rechtlichen Sinn den Körperschaden mindestens mit—

y01ursacht, d. h; im Vergleich mit anderen Ursachen,
besonders zum Erfolg beigetragen haben und dazu

wenigstens eine gleichwertige Bedingung neben anderen

Hitürsachen gewesen sein (BSG 6, 488, 490 f).
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Diese Voraussetzung war hier nicht gegeben, wie das LSG

zutreffend entschieden hat° Neben der Gefährlichkeit

des Geschösses (Sprengkraft) verursachten das Verhalten

der beteiligten Kinder (Mitnehmen zur Wohnung des Klägers

und Hantieren durch seinen Freund) und ein Unterlassen

des vom Kläger befragten "O.D.ers" die Explosion. Das
LSG hat zutreffend nicht geprüft und_entschieden‚ ob

Gt H mit dem Geschoß in Kenntnis seiner Gefähr—

lichkeit spielte oder ob er und der Kläger nach ihrem

Reifcgrad wenigstens die Gefahr hätten erkennen können

und außerdem fähig waren, gemäß einer solchen Einsicht

ihren Willen zu steuern, so daß nicht mehr der ursprüng—
lich kriegseigentümliche Gefahrenbereich, sondern ihr

Verhalten bei der Explosion wirksam geworden wäre und

damit den Tatbestand des $ 5 Abs" 4 Buchst. e BVG

ausgeschlossen hätte (BSG, BVBl 4964, 144; SozR Nr° 29

zu @ 5 BVG). Selbst wenn das nicht zugetroffen hätte,

wäre allein das Verhalten des "O.D.ers“ die überragende
Bedingung der Explosion gegenüber der fortwirkenden

kriegseigentümlichen Gefährlichkeit gewesen und hätte

daher einem Versorgungstatbestand entgegengestanden

(vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 26. August
4971 - 9 RV 586/70). Dieser Angehörige eines "Ordnungs—

dienstes" hätte kraft seiner Ordnungsgewalt und —pflich—

ten in jedem Fall vorsichtshalber den Kindern, als er

nach der Gefährlichkeit des Geechosses gefragt wurde,
die Munition fortnehmen müssen, auch wenn er nicht

aufgrurd von Kriegserfahrungen eindeutig erkannte‚
daß sie noch explodieren konnte. Er wird die Granate
(”spitse granaat") als solche erkannt haben, wenn

dies sogar bei dem zehnjährigen Kläger nach seinen

Aussagen gegenüber der Polizei (1945) und dem LSG (1972)

der Fall war. Irgendein Anhalt dafür, daß das Geschoß
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wegen einer auffallenden äußeren Veränderung, z. B. als

bloße Hülse, bei oberflächlicher ebenso wie bei gewissen—

hafter Prüfung den Anschein hätte erwecken können, es

enthalte keinerlei Sprengladung (wie z. B. im Fall

BSG 6, 188, 191), ist den Beschreibungen des Klägers

von 1945 und 1972 nicht zu entnehmen. Wenn der "O.D.er"

auch nicht zur ordentlichen Polizei gehörte, die daneben

damals in jener Gegend bestand, wie der Ermittlunge—

bericht erkennen läßt, so war er doch als Angehöriger

des “Ordnurgsdienstes” für die öffentliche Ordnung und
.Sicherheit mindeStens mit verantwortlich, Zur Wahrurg

ordnurgsmäßiger öffentlicher Zustände gehörte nach einem

allgemeinen Polizeigrundsatz unter den damaligen Verhält-

nissen, zehnjährige Kinder nicht wissentlieh mit Munition

'spielen zu lassen. Hätte der “O.D.er" pflichtgemäß den

Kindern das Geschoß fortgenommen, wäre nicht möglich

gewesen, was die Revision in ihre Überlegungen einbe—

zieht, daß trotz einer Warnung der Kläger das Geschoß ;

eberso wie andere Munition verbotenerweise — in die el—

terliche Wohnung gebracht und Gerard Need mit dem Ge—

schoß hantiert hätte. Ob bei einem sonst gleichen

Sachverhalt, der sich zur damaligen Zeit auf mili4

tärisch besetzten deutschen Gebiet unter Beteiligung

eines von der Besatzungsmacht eingesetzten Hilfspoli—

zisten ereignet haben würde, ein Versorgungsanspruch

nach 5 5 Abs. 1 Buchst. d BVG begründet wird (vgl._

etWaBSG8, 205, 206), kann dahingestellt bleiben.
Das hier vorliegende Fehlverhalten des "O.D.ers"
jedenfalls, der in niederländischen Diensten stand,

haben das Deutsche Reich und die Bundesrepublik

Deutschland als seine Rechtsnachfolgerin nicht zu
verantworten.

Falls die Munition nicht aus den Kriegsvorgängen,

an denen die deutsche Wehrmacht beteiligt war,
stammte, sondern erst von alliierten Soldaten nach

- 15 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 45 -

den Kampfhandlungen in der Gegend um Hoensbroek dorthin —
nicht allein nach dem Waffenstillstand in die Niederlande —
gebracht werden wäre, käme eine Schädigung durch einen

Vorgang infolge einer besonderen Gefahr. die mit der
militärischen Besetzung ehemals deutsch besetzten

Gebietes zusammenhing, und damit ein Versorgungstat—

bestand im Sinne des 5 5 Abs° 4 Buchst. d BVGnicht in
Betracht. Ein solcher Versorgungsfall ist‚ ungeachtet

aller sonstigen Voraussetzungen, bezüglich solcher Vor-

gänge, die sich nach dem Einrichten einer ordnungsmäßigen

Zivilverwaltung ereignet haben, ausgeschlossen (vgl.

das zur Veröffentlichung bestimmte Urteil des erkennen—

dcn Senats vom 11. Juni 4974 4 9 RV 266/75). Am 22. Mai

1945 und auch in der letzten Zeit vorher, als das

GesChoß nach dem Ende der deutschen Besatzung gefunden
nurde‚'bestand in der Gegend von Hoensbroek wieder eine

niederländische Zivilverwaltung für die Aufrechterhaltung

der öffentlichen Ordnung; dies ist schon aus der Ermitt—
lungetätigkeit der Gemeinde; und Reichspolizei, wie sie

in dem vom LSG beigezogonen Protokoll ihren Niederschlag

gefunden hat, zu erkennen. Im übrigen könnte die Explo—

sion eines
von den alliierten Truppen in die Heimat des

Klägers gebrachten Geschosses deshalb nicht dem Tatbe-

stand des 9,5 Abs. 4 Buchst. d BVG zugeordnet werden,
weil in jedem halle gegenüber der Nachlässigkeit des

Besatzungsangehörigen, der die Munition im Gelände

liegen ließ, das bereits behandelte Verhalten des

“O.D.ers" die überragende Ursache gewesen wäre. Aus

diesem Grund ist auch ein Tatbestand gemäß 3 5 Abs. 2
Buchst. a BVG ausgeschlössen, d. h. eine Schädigung

durch Angehörige der Besatzungsmacht in Verbindung,

mit dem Zweiten Weltkrieg vor dem Tag, von dem an
Leistungen nach anderen Vorschriften gewährt werden,

als fiktiver Sonderfall der nachträglichen Auswirkung

kriegerischer Vorgänge.
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‘Aus der Verordnung Nr. 4408/74 des Rates der Europäi—
schen Gcmeinschaften

vom 44. Juni 4974 zur Anwendung

der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer

und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft

zu— und abwandern, {ABl. d. Eurdp. Gem. Nr. L 449 vom
5.7.4974, S. 2) kann der Kläger keine Rechte herleiten‚

weil diese Verordnung nach Art. 4 Abs. 4 nicht auf
Leisturgssrctcme für Opfer des Krieges-und seiner

Folgen anzuwenden ist.

Ob dem Kläger die begehrte Versorgung wegen einer

“besonderen Härte“ nicht nach 5 89 Abs. 4 BVG versagt
werden dürfte, hatte das LSG nicht zu prüfen. Eine
Ermessencentscheidurg der Verwaltung darüber ist in

den angefochtenen Bercheiden nicht enthalten und

daher in diesem Verfahren kein Streitgegenstand

\ä 54_Abs. 1 und 2, 55 94, 95, 423 sec).

Die Revision des Klägers ist nach alledem als unbe—
kgründet zurückzuweisen (@ 470 Abs..4 Satz 4 SGG)°

Lie Kestenehtscheidung beruht auf 5 495 SGG.
Richter Dr. Renner

Dr. Baresel. Dr. Wulfhorst ist durch Urlaub
verhindert, das
Urteil zu unter—
schreiben,
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